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Parteien zum, Thema „Ich will, dass Leben geschützt ist“ 
 

 
§ 219 a/ 218ff 

Sexuelle Bildung/ 

Reproduktionsmedizin 
Abstammungsrecht/ LSBTIQ 

Bündnis 
90/ Die 
Grünen 
 

Die Entscheidung, ob eine Frau eine 
Schwangerschaft abbricht oder 
nicht, ist allein ihre. In dieser Zeit sind 
gute Beratungs- und 
Versorgungsstrukturen notwendig. Wir 
streiten für eine ausreichende und 
wohnortnahe Versorgung mit 
Ärzt*innen, Praxen und Kliniken, die 
Schwangerschaftsabbrüche 
vornehmen. Das Thema muss in die 
Ausbildung von Ärzt*innen nach 
international anerkannten Standards 
integriert werden. Neben der 
professionellen medizinischen 
Versorgung sind gute 
Beratungsangebote wichtig. Deshalb 
werden wir das breite Angebot an 
Familienplanungs- und 
Beratungsstellen absichern und die 
freiwilligen Beratungsangebote 
ausbauen. Um die Versorgung 
dauerhaft zu gewährleisten, braucht es 
eine Entstigmatisierung und 
Entkriminalisierung von 
selbstbestimmten Abbrüchen sowie 
eine generelle Kostenübernahme. 
Schwangere, die eine Beratung 
aufsuchen, sowie die Beratungsstellen 

Wir setzen uns dafür ein, dass 
Frauen und Mädchen weltweit 
uneingeschränkt Zugang zu 
empfängnis-verhütenden Mitteln 
erhalten. Es braucht innovative 
Bildungsangebote wie kompakte 
nachholende Grundbildung für 
Frauen oder Berufsbildung in Krisen- 
und Post-Konflikt-Kontexten. Unsere 
internationale Zusammenarbeit 
werden wir darum finanziell und 
konzeptionell auf diese Aufgabe hin 
ausrichten, die Erreichung der 
Geschlechtergerechtigkeit als 
Querschnittsaufgabe sowie 
reproduktive Gesundheit und das 
Recht auf Bildung in allen Projekten 
verankern. 
 
In einem ersten Schritt müssen in 
Deutschland die Kosten für ärztlich 
verordnete Mittel zur 
Empfängnisverhütung für 
Empfänger*innen von staatlichen 
Transferleistungen und 
Geringverdiener*innen 
unbürokratisch übernommen 
werden. Perspektivisch soll der 

Mit der Weiterentwicklung des „kleinen 
Sorgerechts“ hin zu einem Rechtsinstitut der 
elterlichen Mitverantwortung, die, auch schon 
vor Zeugung, auf Antrag beim Jugendamt auf bis 
zu zwei weitere Erwachsene neben den leiblichen 
Eltern übertragen werden kann, geben wir allen 
Beteiligten mehr Sicherheit. 
Zwei-Mütter-Familien sollen nicht mehr durch 
das Stiefkindadoptionsverfahren müssen, 
darum streben wir an, das Abstammungsrecht zu 
reformieren, sodass die Co-Mutter analog zu 
Vätern in Ehen zwischen einem Mann und einer 
Frau automatisch als zweites rechtliches Elternteil 
gilt. Das Abstammungsrecht muss zudem die 
Elternschaft von Menschen mit Geschlechtseintrag 
„divers“ berücksichtigen.  
Alle Kinder benötigen einen klaren Rechtsstatus; 
das Persönlichkeitsrecht auf Kenntnis der 
eigenen Abstammung muss für alle Kinder 
gewahrt werden. 
Mit einem Selbstbestimmungsgesetz werden wir 
dafür sorgen, dass das überholte 
Transsexuellengesetz endlich aufgehoben wird. 
Eine Änderung des Geschlechtseintrags und des 
Namens auf Antrag der betroffenen Person werden 
wir ermöglichen, ohne dass dafür psychologische 
Zwangsgutachten notwendig sind. Das 
Offenbarungsverbot werden wir konkretisieren und 



und Ärzt*innen müssen mit einem 
bundeseinheitlich verankerten Schutz 
vor Anfeindungen und 
Gehsteigbelästigungen geschützt 
werden. Bei einer ungewollten 
Schwangerschaft muss der 
bestmögliche Zugang zu Informationen 
gewährleistet werden. 
Um Ärzt*innen vor drohenden 
Anzeigen zu schützen, gilt es 
insbesondere den § 219 a 
schnellstmöglich aus dem StGB zu 
streichen.  

kostenfreie und leichte Zugang zu 
Verhütungsmitteln für alle gelten. 
Am einfachsten wäre es, diesen 
Zugang über die Krankenkassen zu 
regeln. 
Bei Kinderwunsch sollen alle 
Paare und alleinstehende Frauen 
die Möglichkeit einer 
Kostenerstattung für die 
künstliche Befruchtung erhalten. 

vorsätzliche Verstöße dagegen sanktionieren. Wir 
schreiben fest, dass alle nicht notwendigen 
Operationen und Behandlungen an 
intergeschlechtlichen Kindern verboten werden und 
Lücken in den entsprechenden Gesetzen 
geschlossen werden. 

CDU  Bei all unseren Ansätzen wollen wir 
insbesondere Frauen und Mädchen 
stärken. Wir setzen uns für ihr Recht 
auf Selbstbestimmung und 
Familienplanung ein. 

 

Die 
Linke 

Streichung der Paragraphen 218 und 
219 b 
Wir wollen für Frauen, Trans* und nicht 
binäre Menschen einen legalen Zugang 
zu Schwangerschaftsabbruch. Die 
Paragrafen 218 bis 219 b 
Strafgesetzbuch (StGB) wollen wir 
streichen. Laufende Verfahren nach 
219a müssen umgehend eingestellt 
werden.  
 
Schwangerschaftsabbrüche als Teil 
der Gesundheitsversorgung 
Öffentliche Krankenhäuser müssen in 
ihrer Planung dafür sorgen, dass die 
Durchführung von 
Schwangerschaftsabbrüchen gesichert 

Künstliche Befruchtung muss 
allen Menschen kostenfrei durch 
Kostenübernahme der 
Krankenkasse zur Verfügung 
stehen, auch nicht-verheirateten, 
lesbischen, Singlefrauen, Trans* und 
queeren Menschen. Frauen mit 
Behinderung haben ein Recht auf 
reproduktive Selbstbestimmung und 
Elternschaft. Dazu gehören das 
Recht auf Erhalt und Förderung ihrer 
Fruchtbarkeit sowie der Zugang zu 
Unterstützungsangebote, zum 
Beispiel Assistenz zur Elternschaft, 
und der barrierefreie Zugang zu 
umfassender, unabhängiger 
Beratung.  

Der besondere Schutz und die Förderung durch 
Staat und Gesellschaft sollen in Zukunft nicht 
Ehepaaren vorenthalten sein, sondern denjenigen 
zugutekommen, die mit Kindern oder 
Pflegebedürftigen leben – unabhängig von ihrer 
sexuellen Orientierung und geschlechtlichen 
Identität. Wir wollen die Gleichberechtigung aller 
Lebensweisen, die Verantwortung für andere 
übernehmen.  
Wir fordern ein Wahlverwandtschaftsrecht, in 
dem nicht nur Zweierbeziehungen Verantwortung 
füreinander übernehmen dürfen, sondern jede 
Gemeinschaft, die sich einander verbunden fühlt. 
Dies kann auch eine mehr als zwei Personen 
umfassende Beziehung meinen (z.B. eine 
Mehrelternfamilie mit zwei lesbischen Müttern und 
zwei schwulen Vätern). Das Recht der Eltern-Kind-



ist. Schwangerschaftsabbrüche sind 
Teil der Gesundheitsversorgung und 
müssen, wie andere medizinische 
Leistungen, geregelt werden. Die 
nötige fachliche Ausbildung dafür muss 
zum Teil des Medizinstudiums werden.  
 

Sämtliche Verhütungsmethoden 
müssen von ausnahmslos allen 
Krankenkassen bezahlt werden. 
 

Zuordnung wollen wir so reformieren, dass 
bestehende Benachteiligungen von lesbischen und 
schwulen Ehen und Lebensgemeinschaften 
gegenüber heterosexuellen Ehen und 
Lebensgemeinschaften beseitigt werden. Das 
beinhaltet auch die rechtliche Anerkennung der 
Co-Elternschaft sowie von trans*- und 
intergeschlechtlichen Eltern.  

FDP Wir setzen uns für ein modernes 
Sorge-, Adoptions-, Reproduktions- 
und Abtreibungsrecht ein. 
 
Die FDP fordert, den Paragraphen 
219a des Strafgesetzbuchs (StGB) 
ersatzlos zu streichen.  
Es ist abwegig, dass sachliche 
Informationen auf der Homepage einer 
Ärztin oder eines Arztes über einen 
legalen ärztlichen Eingriff strafbares 
Unrecht sein sollen.  
Ein Schwangerschaftsabbruch ist in 
Deutschland nach der Maßgabe des 
Paragrafen 218 ff.StGB straffrei. Die 
sachliche Information darüber kann 
daher kein strafbares Unrecht sein. 
Frauen sind vielmehr in einer 
schwierigen Lage auf genau diese 
Informationen angewiesen, um schnell 
Zugang zu einer seriösen Beratung 
gerade durch Ärztinnen und Ärzte zu 
erhalten, die den Eingriff selbst 
anbieten. Es ist wichtig, dass Ärztinnen 
und Ärzte verlässliche Regeln haben, 
wie sie informieren dürfen und Frauen 
ein flächendeckendes und objektives 

Die FDP fordert ein modernes 
Fortpflanzungsmedizingesetz. Wir 
fordern die Legalisierung der 
Eizellspende sowie die 
Klarstellung, dass die 
Embryonenspende zulässig ist. 
Wir wollen außerdem die 
nichtkommerzielle 
Leihmutterschaft ermöglichen und 
fordern hierfür einen klaren 
Rechtsrahmen. Die Möglichkeiten 
der Reproduktionsmedizin sollen 
allen Menschen unabhängig vom 
Familienstand und der sexuellen 
Orientierung zugänglich sein.  
Wir Freie Demokraten wollen eine 
bessere finanzielle Förderung von 
Kinderwunschbehandlungen. Die 
Bundesförderung darf nicht mehr 
von einer Landesbeteiligung 
abhängig sein. Langfristig sollen die 
gesetzlichen Krankenkassen die 
Kosten bei Vorlage einer 
medizinischen Indikation wieder 
vollständig übernehmen. Auch Paare 
ohne Trauschein und Alleinstehende 
sollen einen Anspruch auf Förderung 

Wir Freie Demokraten wollen Mehrelternschaften 
rechtlich anerkennen und rechtswirksame 
Elternschaftsvereinbarungen bereits vor der 
Empfängnis ermöglichen. Bis zu vier Elternteile 
sollen im Interesse des Kindeswohls rechtliche 
Eltern sein können.  
Die Ehefrau der leiblichen Mutter soll von 
Geburt an automatisch rechtlich zweite Mutter 
sein, wenn das Kind mit Hilfe einer nicht-
gerichteten Samenspende gezeugt wurde oder 
der leibliche Vater anderweitig Einvernehmen 
erklärt hat.  
Wir Freie Demokraten wollen Adoptionen auch 
unverheirateten Paaren ermöglichen. Zur 
Vermeidung von Diskriminierung soll das 
Adoptionsverfahren solange wie möglich anonym 
sein. Bei Stiefkindadoptionen soll das 
Verwandtschaftsverhältnis zu beiden leiblichen 
Elternteilen erhalten bleiben können, sofern dies 
einvernehmlich gewünscht wird und es dem 
Kindeswohl nicht widerspricht. 
Wir Freie Demokraten wollen das 
Transsexuellengesetz abschaffen und durch ein 
Selbstbestimmungsgesetz ersetzen. Änderungen 
des Geschlechtseintrags im Personenstand 
müssen ohne diskriminierende Hürden 
grundsätzlich per Selbstauskunft möglich sein. Ein 



Beratungsnetzwerk zur Verfügung 
steht. Eine Konfliktberatung soll auch 
online durchgeführt werden können. 

haben.  erweitertes Offenbarungsverbot soll vor 
Diskriminierung schützen. Aufklärungs- und 
Beratungsangebote wollen wir stärken. Die Kosten 
geschlechtsangleichender Behandlungen müssen 
vollständig von den Krankenkassen übernommen 
werden. Medizinisch nicht notwendige 
genitalverändernde Operationen an 
intergeschlechtlichen Kindern sind wirksam zu 
verbieten, um deren Selbstbestimmung zu stärken. 

SPD 
 

Frauen und Paare, die sich in einer 
Konfliktsituation für einen 
Schwangerschaftsabbruch 
entscheiden, brauchen Zugang zu 
Informationen und einer wohnortnahen, 
guten medizinischen Versorgung – das 
gilt ambulant wie stationär. Deshalb 
müssen Länder und Kommunen dafür 
sorgen, dass Krankenhäuser, die 
öffentliche Mittel erhalten, 
Schwangerschaftsabbrüche als 
Grundversorgung anbieten. Wir 
erkennen die Verantwortung und das 
Selbstbestimmungsrecht von Frauen 
an und wollen auch deshalb den 
Paragraphen 219a abschaffen.  
 
Zudem stellen wir in Hinblick auf die 
Paragraphen 218 ff. fest: 
Schwangerschaftskonflikte gehören 
nicht ins Strafrecht. In der Familie wird 
füreinander Verantwortung 
übernommen.  

Unsere Schwerpunkte liegen auf 
dem Aus- und Aufbau öffentlicher 
Gesundheitssysteme, der 
Verbesserung des Zugangs zu 
Arzneimitteln und Impfstoffen, mehr 
Transparenz sowie auf der 
gesundheitlichen Bildung und damit 
einhergehend auf der Stärkung 
sexueller und reproduktiver 
Gesundheit und Rechte. 
Wir werden deshalb für einen 
kostenfreien Zugang zu 
Verhütungsmitteln sorgen und 
gezielt die Erforschung von 
Verhütungsmethoden für Männer 
fördern. 
 

Die Ehe ist und bleibt attraktiv. Deshalb haben wir 
die Ehe für alle durchgesetzt. Zugleich ist klar, 
Verantwortung hängt nicht am Trauschein. Wir 
werden vielfältige Familienmodelle rechtlich 
absichern. Mit der Verantwortungsgemeinschaft 
schaffen wir nach dem Vorbild des französischen 
„Pacte civil de solidarité (PACS) eine Möglichkeit 
des füreinander Einstehens für alle, zu deren 
Lebenssituation das klassische Ehe-Modell nicht 
passt. Mit der Verantwortungsgemeinschaft 
unterstützen wir beispielsweise 
Regenbogenfamilien zusätzlich darin, füreinander 
Sorge zu tragen und Verantwortung zu 
übernehmen, wenn sich mehrere Menschen mit 
oder anstelle der biologischen Eltern um Kinder 
kümmern. Wir schaffen ein modernes 
Abstammungsrecht Wir setzen uns ein für gleiche 
Rechte von gleichgeschlecht-lichen Partner*innen 
in der Ehe, insbesondere bei Adoptionen. 
Kein Gericht sollte künftig mehr über die 
Anpassung des Personenstandes entscheiden. 
Psychologische Gutachten zur Feststellung der 
Geschlechtsidentität werden wir abschaffen. Jeder 
Mensch sollte selbst über sein Leben bestimmen 
können. Wir wollen, dass trans-, inter- und nicht 
binäre Menschen im Recht gleichbehandelt 



werden, deshalb werden wir das 
Transsexuellengesetz reformieren. Das 
Diskriminierungsverbot wegen der geschlechtlichen 
und sexuellen Identität werden wir in Art. 3 Abs. 3 
GG aufnehmen. Wir setzen uns für die rechtliche 
Absicherung von LSBTIQ*-Familien und Trans* 
und Inter*Personen zum Ziel.  

 


